Vereinheitlichung des Vergabewesens

Bundesvergabegesetz 2002

Im Juni 2002 wurde das Bundesvergabegesetz 2002, welches mit 1.9.2002 für den Bund und mit 1.1.2003 (spätestens mit 30. 6. 2003) für Länder in Kraft tritt, erlassen. Gleichzeitig wurde das Bundes-Verfassungsgesetz um den Art 14b erweitert, der dem Bund grundsätzlich die Gesetzgebungskompetenz für das öffentliche Auftragswesen überträgt.

Landessache bleibt jedoch die Gesetzgebung und Vollziehung für Nachprüfungen im Rahmen der Vergaben von Ländern und Gemeinden bzw. Gemeindeverbänden.

Damit wurde der Forderung eines einheitlichen Vergabegesetzes Rechnung getragen und ein einheitliches Vergaberecht für Bund, Länder und Gemeinden sowie die Anpassung des Gesetzesstandes an die neueren Entwicklungen und die verfassungsrechtlichen Anforderungen geschaffen.

Die bereits bisher geltenden Bestimmungen wurden mit jenen der neuen ÖNORM A 2050 zusammengefasst und harmonisiert, wodurch das Gesetz viel lesbarer und verständlicher ist, da die Verweise wegfallen.

Die essentiellsten Bestimmungen des Gesetzes (z.B. Definitionen, Verfahrensarten, Teilnahmebestimmungen, Bestimmungen betreffend die Ausschreibung und das Angebot) sollen im "klassischen" Bereich
 für den Ober- und Unterschwellenbereich ident sein. Sonderregelungen existieren für den Sektorenbereich
 und in jenen Bereichen, in denen z.B. europarechtlich gebotene Regelungen für den Unterschwellenbereich unangemessen wären (etwa bei Fristen oder Bekanntmachungsvorschriften)
 oder in denen Spezialvorschriften für eine praxisgerechte Vorgangsweise erforderlich sind. Eine Ausnahme von diesem Ansatz bilden die Vorschriften betreffend elektronische Auktionen
 und Rahmenvereinbarungen
. Mit diesen neuen Vergabeinstrumentarien für den Unterschwellenbereich sollen zukünftige Entwicklungen der Vergaberichtlinien vorweggenommen werden.

Elektronische Medien

Eine große Verwaltungsvereinfachung stellt auch die gesetzliche Verankerung der elektronischen Medien sowie die Aufnahme des Auftragnehmerkatasters Österreich dar.

§ 22 normiert, dass eine elektronische Übermittlung von Ausschreibungsunterlagen, Angeboten und Dokumenten unter Verwendung einer sicheren elektronischen Signatur 
 zu erfolgen hat. Der Auftraggeber muss die Abgabe elektronischer Anbote in seiner Ausschreibung für den konkreten Fall als zulässig bekannt geben. Elektronische Angebote werden Anboten mit schriftlicher postalischer Übermittlung gleichgestellt. Der Auftraggeber hat sicherzustellen, dass er vor dem festgelegten Zeitpunkt der Anbotseröffnung keine Kenntnis vom Inhalt des Angebotes nehmen kann, z.B. dem Auftraggeber wird der Zugriff auf das Anbot erst nach Ablauf der Angebotsfrist ermöglicht. Elektronisch übermittelte Angebote müssen innerhalb der Angebotsfrist verschlüsselt eingereicht werden. Echtheit, Unverfälschtheit und Vertraulichkeit des Angebotes und der beigeschlossenen Informationen muss gewahrt sein. Unterlagen, Urkunden, Bescheinigungen und Erklärungen können nur dann in elektronischer Form übermittelt werden, wenn die Beweiskraft dieser Unterlagen der Papierform gleichkommt. So eine elektronische Übermittlung nicht zulässig oder möglich vor Ablauf der Angebotsfrist ist, sind diese in Papierform vorzulegen.

Die Öffnung bei offenen und bei nicht offenen Verfahren erfolgt am festgelegten Ort und zur festgelegten Zeit durch eine Kommission (3 Mitglieder vom Auftraggeber) unmittelbar nach Ablauf der Angebotsfrist. Der Bieter ist berechtigt, an der Eröffnung teilzunehmen. Beim Verhandlungsverfahren ist die Eröffnung geheim. Vor der Eröffnung ist festzustellen, dass das Anbot verschlüsselt ist und kein Zugriff erfolgte. Nach Ablauf der Angebotsfrist dürfen keine Angebote mehr abgegeben werden. In einer Niederschrift ist die Reihenfolge mit Nummern nach Einlangen, die sichere elektronische Signatur sowie die Anzahl der Teile und Anlagen festzuhalten. Alle Datensätze sind so zu kennzeichnen, dass eine nachträgliche Veränderung feststellbar wäre. Die Verlesung der Angebote muss die Namen, Preise, Varianten, Nachlässe, Vorbehalte und wesentliche Erklärungen der Bieter enthalten. Diese Angaben sind den Bietern nachweislich schriftlich bekannt zu geben. Unterbleibt eine Verlesung wegen zu umfangreicher Angebote, können die Bieter beantragen, dass ihnen die Preise binnen 2 Arbeitstagen bekannt gegeben werden. Über die Angebotseröffnung ist eine Niederschrift aufzunehmen und die Angebote sind so zu speichern, dass sie Unbefugten unzugänglich sind.

Zusätzliche Möglichkeiten von Vergaben

Neben den bisher praktizierten Vergabeverfahren eines offenen, nicht offenen und Verhandlungsverfahren, gibt es im neuen Bundesvergabegesetz 2002 nunmehr auch die Möglichkeit Vergaben in Form einer Direktvergabe, einer elektronischen Auktion oder mittels einer Rahmenvereinbarung durchzuführen. Die Auftraggeber können nunmehr bei der Vergabe von Aufträgen auch frei zwischen dem offenen Verfahren und dem nicht offenen Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung wählen. Wie der Name schon sagt, kann bei einer Direktvergabe eine Leistung formfrei von einem Unternehmer unmittelbar bezogen werden, wobei jedoch gewisse Vorraussetzungen vorliegen müssen. 

Bei einer elektronischen Auktion werden entweder eine unbeschränkte oder eine beschränkte Anzahl von Unternehmen zur öffentlichen Bewerbung herangezogen. Nach einer Selektion werden alle geeigneten Bewerber zur Teilnahme an der Auktion zugelassen.
Elektronische Auktionen sind nur im Unterschwellenbereich für standardisierte Leistungen zulässig, die eindeutig und vollständig beschrieben sind. Die Gleichwertigkeit der Angebote muss gegeben sein. Die Vergabe erfolgt im Wege einer einfachen elektronischen Auktion, sofern der Zuschlag auf das Angebot mit dem niedrigsten Preis erfolgt, fällt der Zuschlag auf das technisch und wirtschaftlich günstigste Angebot, erfolgt die Vergabe im Wege einer sonstigen elektronischen Auktion.

Bei einer Rahmenvereinbarung wird nach Durchführung eines offenen Verfahrens eine Leistung von einem ausgewählten Unternehmen in einem ein- oder zweistufigen Verfahren bezogen, wobei dieses Vergabeverfahren lediglich im Unterschwellenbereich zulässig ist.

Bei allen Arten der Vergabeverfahren ist aber auf die allgemeinen Grundsätze des Vergabeverfahrens Bedacht zu nehmen:

· Diskriminierungsverbot

· Freier und lauterer Wettbewerb, Gleichbehandlung, Vergabe an befugte, leistungsfähige und zuverlässige Unternehmer zu angemessenen Preisen

· Unternehmer, die an den Vorarbeiten für eine Ausschreibung unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind, sind vom Wettbewerb auszuschließen

· Vergabeverfahren sind nur dann durchzuführen, wenn die Leistung auch wirklich vergeben werden soll

Auftragnehmerkataster Österreich

Seit Februar 2000 unterstützt der Auftragnehmerkataster Österreich (ANKÖ) - analog zum bisherigen Auftragnehmerkataster der Stadt Wien - Auftraggeber beim Ermitteln von Unternehmern anlässlich konkreter Vergabeverfahren. Der ANKÖ ist eine automationsunterstützte Sammlung von Unternehmer- und Auftragsdaten im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung von öffentlichen Auftraggebern. Er ist ein Hilfsmittel zur Administration im Vorfeld von Vergabeverfahren. 

Der Vorteil für den Unternehmer ist, dass die in der Liste evident gehaltenen Daten nicht in jedem Vergabeverfahren neuerlich belegt werden müssen. Die Unternehmer erhalten eine Bescheinigung über die Aufnahme und die Führung in der Liste unter Nennung der jeweiligen Eignungsnachweise und Datenbankinhalte. Es besteht für Unternehmer jedoch keine Verpflichtung zur Aufnahme in den Auftragnehmerkataster Österreichs, um an einem Vergabeverfahren teilnehmen zu können bzw. einen Zuschlag zu erhalten. Die Einsparung der in jedem Vergabeverfahren wiederkehrenden Vorlage von Eignungsnachweisen wird die Unternehmer in der Regel veranlassen, diese Unterlagen dem Auftragnehmerkataster Österreich zur Verfügung zu stellen. Damit kann jeder angeschlossene Auftraggeber die in seinen Vergabeverfahren benötigten Unternehmerdaten verwaltungsökonomisch und direkt aus dem Internet abrufen. 

Der in der Rechtsform eines Vereines mit einer nachgegliederten Gesellschaft m.b.H. geführte Auftragnehmerkataster Österreichs kann abgefragt werden von: 

a. öffentlichen Auftraggebern im Sinne der Bestimmungen des persönlichen Geltungsbereiches der österreichischen Vergabegesetze, 

b. anderen Auftraggebern im Sinne der Bestimmungen des persönlichen Geltungsbereiches der österreichischen Vergabegesetze, sofern ein Beschluss des Vorstandes, bezogen auf den einzelnen Auftraggeber, vorliegt (z.B. private Sektorenauftraggeber) 

c. Auftraggebern, die öffentliche Förderungsmittel in Anspruch nehmen (ausgenommen Wohnbauförderung für Ein- und Zweifamilienhäuser) sowie Wohnbaugenossenschaften sowie 

d. Auftraggebern, die die Bestimmungen der ÖNORMEN A 2050 und A 2051 anwenden, anlässlich der Abwicklung von Vergabeverfahren für die erforderliche Bewertung der Eignung von Unternehmern Daten im nachstehend dargestellten Umfang, wobei eine entsprechende Aktualität garantiert wird. 

Auftraggeber b) bis d) haben nur einen eingeschränkten Zugang zu den Daten des ANKÖ. 

Der ANKÖ gibt weiters ein über Internet offen zugängliches Unternehmer- und Branchenverzeichnis mit dem Titel "Auftragnehmerkataster Österreich" heraus (vergleichbar der bisherigen Bewerberliste der Stadt Wien in Druckform). Im Auftragnehmerkataster haben sich vorerst die Länder Wien, Niederösterreich und Steiermark, die Wirtschaftskammer Österreich, die Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten und die Bundeskammer der Arbeiter und Angestellten zusammengeschlossen. Die Daten werden jedem berechtigten Auftraggeber (z.B. insbesondere dem Bund) zur Verfügung gestellt. Der Auftragnehmerkataster Österreich agiert auf Gemeinnützigkeitsbasis und ist nicht auf Gewinn ausgerichtet. Die interaktiv dynamisch agierende Datenbank des Auftragnehmerkataster Österreich verursacht dem öffentlichen Auftraggeber - je nach der Menge der getätigten Abfragen - degressiv fallende Kostentarife ab Euro 7,26 (+USt) je Unternehmerdatensatz. Im Vergleich zu dem sonst erforderlichen Aufwand des Auftraggebers oder zu den Kosten für eine einfache Firmenbuchabfrage ein sehr geringer Betrag. Die Kosten für Unternehmer betragen jährlich Euro 50,87 (+ USt) pro Kalenderjahr. Mit diesem Betrag werden die Eignungsnachweise laufend aktualisiert und den Auftraggebern im Rahmen von Vergabeverfahren zur Verfügung gestellt.
 

Stillhaltefrist

Als zusätzlicher Bieterschutz wurde das Bekanntmachungsverfahren eingeführt, welches den Auftraggeber verpflichtet seine Zuschlagsentscheidung den nicht erfolgreichen Bietern mitzuteilen. Der konkrete Zuschlag darf - bei sonstiger Nichtigkeit – erst nach einer sogenannten „Stillhaltefrist“ von 14 Tagen ab Zuschlagsentscheidung erteilt werden. 

Das Unterbleiben dieser Mitteilung hat die Nichtigkeit des Zuschlages zur Folge.

Rechtsschutz

Der Verfassungsgerichtshof hat in einem Erkenntnis ausgesprochen, dass die derzeit vorgesehene Kontrolle des Bundesvergabeamtes betreffend die Vergabe öffentlicher Aufträge von obersten Organen des Bundes verfassungswidrig ist und auch die Beschränkung des vergabespezifischen Rechtsschutzes auf den Bereich oberhalb der gemeinschaftsrechtlich relevanten Schwellenwerte als gleichheitswidrig erkannt. 

Eine Differenzierung zwischen dem Ober- und Unterschwellenbereich in Bezug auf den Rechtsschutz konnte somit sachlich nicht gerechtfertigt werden und war daher verfassungswidrig. 

Die Ausdehnung des Rechtsschutzes auf Ausschreibungen von kleineren Aufträgen wird eine erhebliche Steigerung der Zahl der Nachprüfungsverfahren zur Folge haben, wobei sich auf Grund der Einführung von Gebühren im Zusammenhang mit der Antragstellung vor den Nachprüfungsinstanzen voraussichtlich aber auch Einsparungseffekte erzielen lassen werden.

Mit Verordnung
 wurden die Gebührensätze im Anhang X des Bundesvergabegesetzes für die Inanspruchnahme des Bundesvergabeamtes mit Wirksamkeit 1.9.2002 angepasst. Die Gebühren reichen von € 200 bei Direktvergaben bis zu € 5.000 für Bauaufträge im Oberschwellenbereich.

Die bisherige Qualifikation des Bundesvergabeamtes ("BVA") als Kollegialbehörde mit richterlichem Einschlag im Sinne des Art 133 Z 4 B-VG wird aufgegeben. Statt dessen wird das BVA als bundesverfassungsrechtlich verankerte Sonderkontrollbehörde mit hauptberuflich tätigen Vorsitzenden eingerichtet.

Neu ist weiters, dass neben dem VfGH auch der Verwaltungsgerichtshof ("VwGH") zur Prüfung von Bescheiden des BVA zuständig sein wird. Der VwGH wird die Behandlung von Beschwerden gegen Bescheide des BVA allerdings in einem vereinfachten Verfahren ablehnen können. 

Eine zwingende Befassung der Bundes-Vergabekontrollkommission ("B-VKK") ist nicht mehr vorgesehen. Die B-VKK soll in Hinkunft ausschließlich als freiwillige Mediationsstelle tätig werden. Das Schlichtungsverfahren vor der B-VKK verhindert auch nicht mehr eine Zuschlagserteilung. Zur Beschleunigung des Verfahrens im Unterschwellenbereich soll eine Schlichtung nur erfolgen, wenn sie von beiden Seiten beantragt wird. Auch wird die Zuständigkeit der B-VKK zur Erstellung von Gutachten abgeschafft. 



Zusammenfassung

Das Bundesvergabegesetz 2002 bringt entscheidende Verbesserungen. 

Die bisherige Rechtszersplitterung mit einem Bundesvergabegesetz und neun Landesvergabegesetzen war sowohl für Auftragnehmer als auch für Auftraggeber unzumutbar. 

Eine große Verwaltungsvereinfachung stellt die gesetzliche Verankerung der elektronischen Medien sowie die Aufnahme des Auftragnehmerkatasters Österreich dar.

Das neue Vergaberecht bringt eine Beschleunigung der Verfahren, mehr Transparenz und mehr Fairness für Unternehmen. Die gesetzliche Verankerung der Ausdehnung des vergaberechtlichen Rechtsschutzes auf den Unterschwellenbereich ist sehr zu begrüßen, da es nicht einsichtig ist, dass die Durchsetzung von Rechten von Schwellenwerten abhängig gemacht wird.

� BGBl Nr. I 99/2002 vom 28. Juni 2002, Art 14b tritt mit 1.1. 2003 in Kraft


� 2. und 3. Teil des Bundesvergabegesetzes 2002


� der sog "klassische" Bereich betrifft die RL 93/36/EWG, 93/37/EWG und 92/50/EWG, alle idF der RL 97/52/EG


� RL 93/38/EWG idF der RL 98/4/EG


� vgl §§ 37 ff


� vgl. §§ 116 ff


� vgl. § 119


� ZVB 2002/22, Michael Fruhmann


� § 2 Z 3 SigG, BGBl I Nr. 190/1999 idjgF


Eine sichere elektronische Signatur muss lt. Signaturgesetz folgende Merkmale aufweisen:


ausschließlich dem Signator zugeordnet, 


die Identifizierung des Signators ermöglicht, 


mit Mitteln erstellt wird, die der Signator unter seiner alleinigen Kontrolle halten kann, 


mit den Daten, auf die sie sich bezieht, so verknüpft ist, dass jede nachträgliche Veränderung der Daten festgestellt werden kann, sowie 


auf einem qualifizierten Zertifikat beruht und unter Verwendung von technischen Komponenten und Verfahren, die den Sicherheitsanforderungen dieses Bundesgesetzes und der auf seiner Grundlage ergangenen Verordnungen entsprechen, erstellt wird;


� vgl. § 85


� vgl. § 89


� vgl. § 27


Eine Direktvergabe ist nur zulässig,


1. bei geistig-schöpferischen Dienstleistungen, wenn der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer


30 000 Euro nicht erreicht,


2. bei allen übrigen Leistungen, wenn der geschätzte Auftragswert ohne Umsatzsteuer 20 000 Euro


nicht erreicht,


3. bei Dienstleistungen gemäß Anhang IV sofern die Durchführung eines wirtschaftlichen Wettbewerbes


im Hinblick auf die Eigenart der Leistung oder des in Frage kommenden Bieterkreises


nicht zweckmäßig ist, oder


4. wenn es sich um aus Gemeinschaftsmitteln kofinanzierte Projekte handelt und


a) eine Einladung zur Vorlage von Projekten oder Projektideen im Wege einer öffentlichen Interessentensuche


erfolgte, oder


b) transnationale Lenkungsgremien eingerichtet wurden bzw. mehrere Mitgliedstaaten an der


Verwirklichung des Projektes beteiligt sind, oder


c) diese Projekte von der Kommission nach Durchführung eines Auswahlverfahrens akzeptiert


wurden.


� vgl. §§ 28, 116 ff


� http://www.wko.at/rp/vergabe/vergabe_3.htm


Kontaktadresse: Auftragnehmerkataster Österreich ANKÖ�1201 Wien, Postfach 142, Handelskai 94-96�Tel. +43 1 333 6666-DW, �Fax +43 1 333 6666-19��HYPERLINK "http://www.ankoe.at/"��http://www.ankoe.at�


� vgl. §§ 100 ff


� VfGH 30.11.2000, G 110, 111/99


„Es ist - wie sich auch aus der bisherigen Judikatur des


Verfassungsgerichtshofes ergibt, die im Prüfungsbeschluß näher


dargestellt ist, und auch von der Bundesregierung in ihrer


Berechtigung nicht in Zweifel gezogen wird - verfassungsrechtlich


unzulässig, kollegiale Verwaltungsbehörden mit richterlichem


Einschlag einem obersten Organ der Vollziehung überzuordnen (vgl.


VfSlg. 8917/1980, 9164/1981, 9476/1982, 12220/1989); einer


solchen Überordnung kommt es gleich, wenn eine kollegiale


Verwaltungsbehörde mit richterlichem Einschlag mit der Kompetenz


ausgestattet ist, Entscheidungen oberster Organe nachprüfend zu


kontrollieren und sie im Fall ihrer Rechtswidrigkeit zu beheben


(VfSlg. 13626/1993)“.


� Anhang X – Gebühren für die Inanspruchnahme des Bundesvergabeamtes


� BGBl Nr. II 324/2002


� http://www.dbj.co.at/publikation_show.html?publikation_nr=112&set_lang=de





